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Mutter nach Uber-Unfall ohne
Klagechance: AGBs verwirren alle!

Mutter erhält nach Uber-Unfall keinen Schadensersatz, da
ihre Tochter zuvor umstrittene AGBs akzeptierte. Was

bedeutet das?

In einer dramatischen Wendung im Zusammenhang mit einem
schweren Verkehrsunfall in New Jersey wird deutlich, wie wichtig
es ist, sich über die Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB)
im Klaren zu sein. Ein Vorfall, der eine Mutter und ihren
Ehemann betroffen hat, bringt ans Licht, wie bedenklich und
weitreichend manche Klauseln in den AGB großer Unternehmen
sein können, insbesondere bei einem Anbieter wie Uber Eats.

Bei der Bestellung von Essen für die Familie über die App ihrer
Mutter hat die minderjährige Tochter fragwürdige AGB
akzeptiert, die eine entscheidende Rolle bei der Ablehnung ihrer
Klage spielen. Die Bedingungen enthalten eine
Schiedsgerichtsklausel, die es Dritten, selbst wenn sie die AGB
nicht selbst akzeptiert haben, untersagt, gegen Uber rechtlich
vorzugehen.

Die fatale AGB-Klausel und die Folgen für
die Familie

Die Mutter und ihr Ehemann haben, spannenden Berichten
zufolge, einen Uber-Fahrdienst genutzt, nachdem ihre Tochter
Essen bestellt hatte. Bei dieser Fahrt kam es zu einem schweren
Unfall, wodurch beide stark verletzt wurden. Der gesamte Vorfall
wurde noch dramatischer, als bekannt wurde, dass die Mutter
für ein ganzes Jahr nicht mehr arbeitsfähig war. Um finanziell



entschädigt zu werden, reichte das Ehepaar eine Klage ein, die
jedoch abgewiesen wurde. Der Grund: Uber berief sich auf die
Schiedsgerichtsklausel der AGB, der die Tochter im Rahmen
ihrer Bestellung zugestimmt hatte.

Es ist nicht nur die Tochter betroffen. Selbst der Ehemann, der
nie den AGB zustimmte, soll an die Klausel gebunden sein. Die
argumentierende Logik besagt, dass die Zustimmung der
Tochter gültig war, obwohl sie als minderjährig gilt. Laut den
AGB hatte sie zudem angegeben, volljährig zu sein, als sie die
Bedingungen akzeptierte. Dies wirft viele Fragen über die
rechtliche Handhabung von Minderjährigen und deren
Zustimmung auf.

Diese Situation stellt ein besorgniserregendes Beispiel dar, wie
Unternehmen ihre vertraglichen Bedingungen so gestalten
können, dass sie potenziell rechtliche Schritte gegen sie
erschweren – oft ohne dass den Nutzern die Tragweite dieser
Bedingungen bewusst ist.

In einem weiteren Schritt soll nun ein Schiedsrichter die
Situation bewerten; das Urteil könnte darüber entscheiden, ob
der Ehemann tatsächlich klagen darf oder nicht. Diese
rechtlichen AGB-Str Strukturen werfen grundlegende Fragen
über die Fairness und Transparenz in der Nutzung solcher
Dienste auf und wie gut Verbraucher über ihre Rechte informiert
sind.

Das Beispiel ist nicht nur einzigartig, sondern wirft auch die
entscheidende Frage auf: Wie gehen wir mit dem
Kleingedruckten um, das oft tief in den Bedingungen von Online-
Diensten versteckt ist? Werfen Sie einen Blick auf ähnliche Fälle,
und es wird klar, dass das Verständnis dieser Bedingungen
sinnvoll ist, bevor man einen Dienst nutzt. Auch wenn der
Slogan „Erstmal essen“ verlockend ist, sollten wir uns stets an
die Tatsache erinnern, dass wir auch die rechtlichen
Konsequenzen eines Klicks bedenken müssen.



Zusammenfassend ist der Fall dieser Mutter ein alarmierendes
Beispiel für die Macht, die Geschäftsbedingungen über unsere
Rechte und Möglichkeiten ausüben können. Es zeigt deutlich,
wie wichtig es ist, vor einer Bestellung oder Dienstnutzung die
AGB aufmerksam zu lesen und deren Inhalte zu verstehen, um
böse Überraschungen zu vermeiden. Weitere Details zu diesem
Thema sind in einem aktuellen Artikel auf
www.rosenheim24.de nachzulesen.
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